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Verordnung 

der Bundesregierung 


Vierundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Zielsetzung 

Meldeerleichterungen im Zahlungsverkehr mit dem Ausland. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine 

E. Sonstige Kosten 

Die Meldeerleichterungen führen zu einer Kostenentlastung für die Wirtschaft. 
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Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den/# Januar 2001 


022 (4321 - 651 09 - Au 203/00 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 

11011 Berlin 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes die von 
der Bundesregierung beschlossene 

Vierundfünfzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

mit Begründung und Vorblartt. 

Die Verordnung wurde am 20. Dezember 2000 im Bundesanzeiger Nr. 239 
verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Präsidenten des Bundesrates mitgeteilt. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 
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Vierundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom ...2000 


Auf Grund 

- des § 2 Abs. 1, 3 und 4 und der §§ 7, 26 Abs. 1 und 2 
und § 27 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 des Au- 
ßenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 7004-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, von denen § 7 durch Artikel 1 Nr. 3 des 
Gesetzes vom 20. Juli 1990 (BGBl. I S. 1457) geändert 
und § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch Artikel 1 Nr. 2 des 
Gesetzes vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neu 
gefasst worden ist, verordnet die Bundesregierung und 

auf Grund 

- des § 2 Abs. 1, 3 und 4 und der §§ 5 und 27 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2, Satz 2 und 4, von denen § 5 durch Artikel 1 
Nr. 2 des Gesetzes vom 20. Juli 1990 (BGBl. 1 S. 1457) 
neu gefasst wurde, in Verbindung mit Artikel 56 Abs. 1 
des Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes vom 18. März 
1975 (BGBl. 1 S. 705) und dem Organisationserlass vom 
27. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3288) verordnet das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technologie im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministerien des Auswärtigen 
und der Finanzen und im Benehmen mit der Deutschen 
Bundesbank: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 22. November 1993 (BGBl. I S. 1934, 
2493), zuletzt geändert durch die Verordnung vom ... 2000 
(BAnz. S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. ein Ursprungszeugnis, wenn die Waren in Spalte 5 
der Einfuhrliste mit „U“ gekennzeichnet sind 

oder 

eine Ursprungserklärung, wenn die Waren in 
Spalte 5 der Einfuhrliste mit „UE“ gekennzeichnet 
sind,“. 

2. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 1 werden die Worte „fünftau- 
send Deutsche Mark oder den Gegenwert in ausländi- 
scher Währung“ durch die Worte „12 500 Euro oder 
den Gegenwert in anderer Währung“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 Nummer 2 wird das Wort „Ausfuhrer- 
löse“ durch die Worte „Zahlungen für die Warenein- 
fuhr und die Warenausfuhr“ ersetzt. 

3. § 60 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„ln den Meldungen sind aussagefähige Angaben zu 
den zugrundeliegenden Leistungen oder zum Grundge- 
schäft zu machen und die entsprechenden Kennzahlen 
des Leistungsverzeichnisses (Anlage LV) anzugeben.“ 

4. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „Umstellung von Tran- 
sithandel auf Wareneinfuhr“ durch die Worte „Stor- 
nierung im Transithandel“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt 
gefasst: 

„In den Fällen der Absätze 1 und 2 sind ferner die 
Benennung der Ware, die zweistellige Kapitelnum- 
mer des Warenverzeichnisses für die Außenhandels- 
statistik und das Einkaufsland im Sinne des § 2 1 b 
Abs. 2 anzugeben.“ 

5. § 69 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 3 werden die Worte „fünftausend Deutsche 
Mark oder den Gegenwert in ausländischer Währung“ 
durch die Worte „12 500 Euro oder den Gegenwert in 
anderer Währung“ ersetzt. 

6. Die Anlagen Z 1, Z 4 sowie Abschnitt C Warenverkehr 
der Anlage LV zur Außenwirtschaftsverordnung erhal- 
ten die jeweilige Fassung der Anlage zu dieser Verord- 
nung. 

Artikel 2 

Die in den bisherigen Anlagen Z 1 , Z 4 genannten Vor- 
drucke können in der bis zum Inkrafttreten dieser Verord- 
nung gültigen Form noch bis zum 31. Dezember 2001 ver- 
wendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. 


Berlin, den ... Dezember 2000 


Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Technologie 
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Aus: 

Anlage LV zur Außenwirtschaftsverordnung 


C. Warenverkehr 


Einnahmen 

Kennzahl 

Ausgaben 

Kennzahl 

1. Warenausfuhr (einschf. Lohnveredolung) 

nicht 

1. Wareneinluhr (einschl. Lohnveredelung) 

nicht 


meid*' 


melde- 


pflichtig 


pflichtig 

2. Transilhandel 

keine 

2. Transilhandel 

keine 

3. Sonnligor Wnronvcrkohr 

997 

3. Sonstige Wo ro noin fuhr on im arloichlortun Onfuhrvorlnhrtm, 




Wullorlollmiy von inktinauuilftuan tunt Um Wuiouuinhihi, 




sonsllger Warenverkehr 

997 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Inhalt der Ändemngsverordnung sind Meldeerleichtemngen 
im Zahlungsverkehr mit dem Ausland. Der Anhebung der 
Freigrenze von fünftausend Deutsche Mark auf zwölf- 
tausendfünfhundert Euro für die Meldung von außen- 
wirtschaftlichen Zahlungen sowie für die Meldungen der 
Geldinstitute über Wertpapiergeschäfte im Außenwirt- 
schaftsverkehr liegt eine Empfehlung des Ausschusses für 
Währungs-, Finanz- und Zahlungsbilanzstatistiken (AWFZ) 
bei der Europäischen Kommission zur Vereinheitlichung 
der Meldeschwellen in der Europäischen Währungsunion 
zugrunde. Eine weitere erhebliche Entlastung der Melde- 
pflichtigen wird durch die Aufhebung der Meldepflicht für 
Wareneinfuhrzahlungen erreicht. Entsprechend werden im 
Vordruck Anlage Z 1 zur AWV folgende Änderungen vor- 
genommen: Auf die zum 1. Januar 2001 in Kraft tretenden 
Meldebefreiungen wird gesondert hingewiesen. Die Felder 
101, 102, 103 und 104 entfallen. Für Zahlungen im Transit- 
handel wird das Feld 100 eingeführt. Als Folge der Ab- 
schaffung der Meldung von Wareneinfuhrzahlungen werden 
auch Umstellungsmeldungen von Wareneinfuhr auf Transit- 
handel hinfällig. Im Vordruck Anlage Z 4 zur AWV fällt die 
Angabe zur gezahlten Währung weg. Abschnitt C Waren- 
verkehr der Anlage LV zur AWV wurde entsprechend ange- 
passt. 

Außerdem werden technische Anpassungen in der AWV 
vorgenommen. 

Aufgrund der deutlichen Erhöhung der Meldefreigrenze und 
der Abschaffung der Meldepflicht für eine sehr große Zahl 
von Transaktionen ist insoweit mit einer erheblichen Kos- 
tenreduktion für die Wirtschaft zu rechnen. Die anderen 
vorgesehenen Änderungen dürften nicht zu einer kostenmä- 
ßigen Mehrbelastung der Wirtschaft führen. Die Änderung 
der Formulare ist wegen der Aufbrauchfrist kostenneutral. 
Der Umfang der Kostenentlastungen lässt sich nicht quanti- 
fizieren. Messbare Auswirkungen auf Einzelpreise, das 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau wer- 
den nicht erwartet. 


B. Im Einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die sich aus der 
138. Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste - Anlage 
zum Außenwirtschaftsgesetz - vom 18. Dezember 1998 
(BAnz. S. 17889) ergibt. Das in den jeweiligen Textilab- 
kommen der EU mit Hongkong, Singapur und Thailand 
vorgesehene Erfordernis zur Vorlage eines Ursprungszeug- 
nisses - die Abgabe einer Ursprungserklärung ist nicht zu- 
lässig - wurde mit der 138. Verordnung zur Änderung der 
Einfuhrliste strukturell vereinfacht. Die bisher in den An- 
wendungsvorschriften der Einfuhrliste bzw. § 27 der AWV 
enthaltenen Hinweise auf die Pflicht zur Vorlage eines Ur- 
sprungszeugnisses werden nun bei den einzelnen Waren- 


nummem berücksichtigt. Hierdurch wird die Handhabung 
der Einfuhrliste für den Anwender transparenter. 

Zu Nummer 2 
Zu Buchstabe a 

Die Anhebung der Meldefreigrenze auf zwölftausendfünf- 
hundert Euro dient der Entlastung der Wirtschaft. Die Mel- 
defreigrenze wurde in der Vergangenheit bereits mehrfach 
erhöht, zuletzt im Jahr 1991. Die laufende Erhöhung der 
Meldefreigrenze trägt der Tatsache Rechnung, dass die Ver- 
vielfachung der Umsätze im Laufe der Zeit die relative Be- 
deutung der kleineren Zahlungen erheblich vermindert. Die 
jetzt gewählte Höhe der Freigrenze benäht auf einer Emp- 
fehlung des Ausschusses für Währungs-, Finanz- und Zah- 
lungsbilanzstatistiken (AWFZ) bei der Europäischen Kom- 
mission zur Harmonisierung der Meldeschwellen innerhalb 
der Währungsunion. Diese Vereinbarung zielt auch darauf 
ab, den grenzüberschreitenden Massenzahlungsverkehr in- 
nerhalb der Währungsunion zu fordern. 

Zu Buchstabe b 

Die Aufhebung der Meldepflicht für Wareneinfuhrzahlun- 
gen dient der Entlastung der Wirtschaft. Die für die Erstel- 
lung der Zahlungsbilanz benötigten Daten über Warenein- 
fuhren werden im Rahmen der Außenhandelsstatistik durch 
das Statistische Bundesamt erhoben. Die Meldungen über 
ausgehende Zahlungen für Wareneinfuhren dienten im We- 
sentlichen der Erstellung der Währungsgliederung deut- 
schen Einfuhren. Diese Auswertung der Fakturierungsge- 
währung hat durch die Einführung des Euro bei den 
wichtigsten Handelspartnern an Bedeutung verloren. Darü- 
ber hinaus wurden diese Meldungen bislang auch aufgrund 
der besonderen Bedeutung des Vordrucks Anlage Z 1 zur 
AWV für das Meldesystem der Zahlungsbilanzstatistik ge- 
fordert. Die Abgabe des Vordruckes Z 1 für alle ausgehen- 
den Zahlungen über der Meldegrenze sollte eine möglichst 
vollständige Erfassung aller ausgehenden Zahlungen ge- 
währleisten. Die Bedeutung des (Papier-)Vördruckes Z 1 ist 
mit der zunehmenden Anwendung des § 64 AWV (Ausnah- 
meregelungen) allerdings stetig zurückgegangen. Zahlun- 
gen im Außenwirtschaftsverkehr werden von den Unterneh- 
men in großem Umfang über den Datenträgeraustausch im 
Auslandszahlungsverkehr abgewickelt. Die statistischen 
Meldungen gehen dementsprechend auch in elektronischer 
Form bei der Bundesbank ein. Zum anderen nimmt die Zahl 
der Ausnahmegenehmigungen für Meldungen der über in- 
ländische Geldinstitute ausgeführten ausgehenden Zahlun- 
gen auf Vordruck Anlage Z 4 zu. Die Meldepflichtigen, die 
von diesen Ausnahmeregelungen Gebrauch machen, sind 
der Bundesbank bekannt und können daher hinsichtlich der 
Einhaltung ihrer Meldepflichten ausreichend überwacht 
werden. Auch diese Änderung zielt darauf ab, den grenz- 
überschreitenden Massenzahlungsverkehr zu fördern. 

Zu Nummer 3 

Die Vorschrift enthält eine redaktionelle Änderung von § 60 
Abs. 4. Die derzeitige Formulierung hat sich in der Praxis 
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nicht bewährt. Da die der Zahlung zugrunde liegende Leis- 
tung oft nicht ausreichend erläutert wurde, hat dies zu häufi- 
gen Rückfragen bei den Meldepflichtigen geführt. Für die 
Erstellung der Zahlungsbilanzstatistik für die Bundesrepub- 
lik Deutschland sowie zur Erfüllung der Datenanforderun- 
gen der Europäischen Zentralbank, des Statistischen Amtes 
der Europäischen Union (Eurostat) und anderer Internatio- 
naler Organisationen (insbesondere IWF, OECD) ist das 
Kennzahlenverzeichnis Anlage LV zur AWV oft nicht aus- 
reichend. Die Zahlungsbilanz muss in wesentlich detaillier- 
terer Gliederung erstellt werden. Daher ist die genaue Be- 
schreibung der zugrunde liegenden Leistung für die 
sachgemäße Zuordnung zu einer Zahlungsbilanzposition 
von vorrangiger Bedeutung gegenüber der Angabe einer 
Kennzahl aus der Anlage LV zur AWV. Die Meldungen 
werden entsprechend den verbalen Angaben von der Bun- 
desbank überprüft und gegebenenfalls neu codiert. Die Um- 
formulierung des § 60 Abs. 4 soll verdeutlichen, dass eine 
genaue Beschreibung der zugrunde liegenden Leistung für 
die sachgerechte Erfassung in der Zahlungsbilanz unabding- 
bar ist. Damit wird angestrebt, Rückfragen seitens der Bun- 
desbank an die Meldepflichtigen zu reduzieren. 

Zu Nummer 4 

Zu den Buchstaben a und b 

Die Regelung ist eine Folgeänderung aufgrund der Ände- 
rung in § 59 Abs. 2 Nr. 2. Da die Meldepflicht für Waren- 
einfuhrzahlungen abgeschafft wird, sind Umstellungsmel- 
dungen von Wareneinführ auf Transithandel hinfällig. Wird 
dagegen eine zum Transithandel gemeldete Ware nicht im 
Ausland weiterverkauft, sondern eingeführt, so muss dies 
der Deutschen Bundesbank mitgeteilt werden, damit die ur- 
sprüngliche Meldung storniert werden kann. 

Zu Buchstabe c 

Die in dieser Regelung geforderten Angaben (Benennung 
der Ware, zweistellige Kapitelnummer des Warenverzeich- 
nisses für die Außenhandelsstatistik, Einkaufsland) wurden 
bislang schon bei Meldungen im Transithandel verlangt. 
Die bisherige Regelung stellte lediglich heraus, dass diese 
Angaben auch für die Umstellungsmeldungen gefordert 
sind. Mit der neuen Regelung soll deutlicher werden, dass 
jede Meldung im Transithandel die oben erwähnten Anga- 
ben enthalten muss, um eine korrekte Erfassung in der Zah- 
lungsbilanz zu ermöglichen. Auf die Angabe der Währung, 
in der die Zahlung geleistet worden ist, wird indes generell 
verzichtet (siehe auch Nummer 5). 


Zu Nummer 5 

Entsprechend der Anhebung der Meldefreigrenze für die 
Zahlungsmeldungen nach § 59 AWV wird auch die Frei- 
grenze für die Meldungen der Geldinstitute nach § 69 
Abs. 2 Nr. 1 und 3 auf zwölftausendfünfhundert Euro ange- 
hoben. Die Vorschrift dient der Entlastung der Geldinstitute. 

Zu Nummer 6 

Um den Meldepflichtigen die statistischen Angaben zu er- 
leichtern, wird auf die neuen Befreiungen gesondert hinge- 
wiesen. Die weiteren Änderungen der Anlage Z 1 zur AWV 
ergeben sich aus der Abschaffung der Meldepflicht für Wa- 
reneinfuhrzahlungen. Die bisherigen Felder 102, 103 und 
104 werden dadurch überflüssig. Das Feld 101 entfällt, um 
den Entlastungseffekt voll wirksam werden zu lassen. An- 
dernfalls müsste bei Zahlungen für Wareneinfuhren, die mit 
Anlage Z 1 in Auftrag gegeben werden, künftig der Code 9 
in Feld 101 angegeben werden, was die gewünschte Wir- 
kung der Änderung konterkarieren würde. Das neue 
Feld 100 dient der Vereinfachung bei der - bisher bereits er- 
forderlichen - Angabe von Zahlungen im Transithandel. 
Das Feld muss nunmehr nur noch angekreuzt und nicht 
mehr mit einem Code belegt werden. 

In Anlage Z 4 zur AWV wird in Spalte 7 auf die Angabe der 
gezahlten Währung verzichtet. Mit der Einführung des Euro 
ist die bislang zu Kontrollzwecken verwendete Währungs- 
angabe nicht mehr erforderlich. Auch hier handelt es sich 
um eine Meldeerleichterung. Die Spalte 7 ist demnach nur 
noch auszufüllen, wenn Wertpapiertransaktionen auf dem 
Vordruck gemeldet werden (Angabe der Emissionswäh- 
rung) oder bei Aufrechnungen/Verrechnunen oder der Ein- 
bringung von Sachen und Rechten (Angabe des Buchsta- 
bens „V“ bzw. „E“). 

Die Änderung in Abschnitt C Warenverkehr der Anlage LV 
trägt der Aufhebung der Meldepflicht für Wareneinfuhrzah- 
lungen Rechnung. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift bestimmt eine Übergangszeit, in der die bis- 
herigen Vordrucke weiter verwendet werden können. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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